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Auch das Kernkraftwerk Leibstadt soll nach Ende seiner sicherheitstechnischen Betriebsdauer vom Netz gehen.

Der Beschluss zum Ausstieg aus der Kernkraft ist für die Schweiz von strategischer Tragweite. 
Die Bereitstellung einer sicheren, wirtschaftlichen und klimaverträglichen Energieversorgung 
ohne Atomkraft stellt eine grosse politische und gesellschaftliche Herausforderung 
dar. Verschiedene Entwicklungen im europäischen Umfeld erschweren den Umbau der 
Energieversorgung. Eine erfolgreiche Umsetzung der «Energiestrategie 2050» des Bundesrats 
setzt einen Konsens über die Verteilung der Lasten voraus.

ATomAUSSTiEg UND ENErgiE­
VErSorgUNg DEr SCHwEiZ

Vernehmlassung ist für den Herbst 2012 
vorgesehen. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen mass­
nahmen machen deutlich, dass es sich 
beim Atomausstieg um einen Beschluss 
von strategischer Tragweite für die Schweiz 
handelt. Bisher deckte die Kernenergie 40 % 
des schweizerischen Strombedarfs ab. Um 
den wegfall des Atomstroms kompensieren 
zu können, sieht die Energiestrategie des 
Bundesrats neben einem Ausbau erneu­
erbarer Energien auch die Transformation 
der Schweiz in richtung einer «2000­watt­
gesellschaft» vor. Dies impliziert starke 
Einsparungen beim Strom­, aber auch beim 
gesamtenergieverbrauch. Eine solche Stra­
tegie wird nicht nur volkswirtschaftliche 
Kosten verursachen, sondern setzt auch 
einen gesellschaftlichen wandel voraus. 
Dieser kann nicht allein mit administrativen 
massnahmen herbeigeführt werden. Viel­
mehr wird ein Konsens über die konkrete 
Verteilung der Lasten erforderlich sein. 

Vor diesem Hintergrund sind weitere 
politische grundsatzdebatten über den 
Atomausstieg abzusehen. Auch das Parla­
ment wird sich noch mehrfach mit dieser 
komplexen materie befassen. im Folgen­
den soll die Thematik des Atomausstiegs 
zunächst im Kontext der gegenwärtigen 
Energieversorgungssituation der Schweiz 
und der zentralen internationalen Ent­
wicklungslinien in der Energiepolitik ver­
ortet werden. Darauf aufbauend wird die 
neue Energiestrategie des Bundesrats mit 
Blick auf die Kriterien Versorgungssicher­
heit, wirtschaftlichkeit und Klimaschutz 
einer kritischen würdigung unterzogen. 

Die Nuklearkatastrophe von Fukushima 
bewirkte eine Zäsur in der schweizeri­
schen Energiepolitik. Bereits kurz nach 
der von Erdbeben und Tsunamiwellen 
verursachten Zerstörung von drei reaktor­
blöcken in Japan mitte märz 2011 sistierte 
Bundesrätin Doris Leuthard die laufenden 
rahmenbewilligungsverfahren für neue 
Kernkraftwerke in der Schweiz. im mai 
2011 beschloss der Bundesrat sodann den 
Ausstieg aus der Kernkraft. Bestehende 
Kraftwerke sollen demnach zwar weiter 
betrieben, nach Ende ihrer sicherheitstech­
nischen Betriebsdauer aber nicht mehr er­
setzt werden.

im Sommer und Herbst 2011 stimmten 
beide Kammern des Parlaments dem 
grundsatz des Atomausstiegs zu. Der 
abrupte energiepolitische Kurswechsel 
mancher Partei wurde von Kritikern über­
wiegend wahltaktischen Überlegungen 

zugeschrieben. Die betroffenen Parteien 
ihrerseits begründeten ihr Umschwenken 
unter anderem mit dem Argument, dass 
der seit jeher umstrittene Bau neuer Kern­
kraftwerke im Nachgang zu Fukushima in 
der Schweizer Bevölkerung kaum mehr­
heitsfähig wäre. 

Seit dem Parlamentsentscheid über den 
Atomausstieg hat der Bundesrat die Pla­
nungen für eine Stromversorgung der 
Schweiz ohne Kernenergie rasch voran­
getrieben. Auf der grundlage einer Sze­
narioanalyse wurden erforderliche mass­
nahmen identifiziert und im rahmen von 
Arbeitsgruppen zu einer «Energiestrategie  
2050»  konkretisiert. Auf dieser Basis be­
auftragte der Bundesrat das Departement 
für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommu­
nikation (UVEK) im April 2012, die notwen­
digen Verfassungs­ und gesetzesände­
rungen auszuarbeiten. Die entsprechende 
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Wandelnde Rahmenbedingungen
welche energiepolitischen wege die 
Schweiz nach dem Atomausstieg beschrei­
ten kann und welche rückwirkungen der 
Verzicht auf Kernenergie auf die Sicher­
heit, wirtschaftlichkeit und Klimaverträg­
lichkeit der Schweizer Energieversorgung 
hat, hängt auch massgeblich vom inter­
nationalen Umfeld der Schweizer Energie­
politik ab. Diesbezüglich sind drei Entwick­
lungen besonders hervorzuheben: 

Erstens zeigen sich auf der internationalen 
Ebene weder bezüglich Energiepolitiken 
noch bezüglich der Energiepreise bei End­
kunden Anzeichen von Konvergenz. Dies 
stellt vor allem wettbewerbspolitisch eine 
grosse Herausforderung dar. in den USA 
sinken sowohl die Energiekosten als auch 
die Co2­Emissionen, da günstiges, hei­
misch gefördertes Erdgas zur Verfügung 
steht und sich der Kohlenverbrauch redu­
zieren lässt. Die Energiepolitiken in den EU­
Staaten unterscheiden sich national stark 
und bevorzugen wahlweise Klimaschutz, 
Atomausstieg oder wirtschaftlichkeit. Nach 
Fukushima änderten zwar einige europäi­
sche Staaten ihre Energiepolitik: Deutsch­
land wandte sich nach einem abrupten 
Atomausstieg «König Kohle» zu, während 
das erdgasabhängige italien den Ausstieg 
aus dem wiedereinstieg in die Kernenergie 
beschloss. Letzterer war aufgrund der stark 
gestiegenen Brennstoffkosten geplant wor­
den. Belgien entschied sich, ähnlich wie die 
Schweiz, keine neuen reaktoren mehr zu 
bauen. Andere Staaten wie Finnland, Bul­
garien, grossbritannien, Litauen, Polen oder 
Tschechien halten indes an ihren Plänen 
zum Ausbau der Kernenergie fest. Finnland 
baut derzeit ein Atomkraftwerk und plant 
die Erstellung eines weiteren AKw ab 2015. 

Vor diesem Hintergrund überrascht es 
wenig, dass sich die Kosten für die Endver­
braucher in Europa stark unterscheiden: 
Die skandinavischen Länder profitieren von 
einem günstigen mix aus wasserkraft, Kern­
kraft und Biomasse. Deutschland und italien 
hingegen bauen vor allem teure Solar­ und 
windkraft und haben finanzielle Förderbei­
träge auf Jahrzehnte festgeschrieben. Da 
diese Kosten als Netzkosten und Sonder­
beiträge national umgelegt werden, ent­
steht trotz konvergierender Börsenpreise für 
Strom ein international unterschiedliches 
Preisniveau bei den Endkunden. Ein einheit­
licher Trend steigender Strompreise ist auf 
absehbare Zeit nicht zu erwarten. 

Zweitens wirken sich diese nationalen Un­
terschiede verzerrend auf den eigentlich 

führt aber zugleich zu wachsenden Belas­
tungen. An keiner anderen Einzelgrenze 
im europäischen Übertragungsnetz sind 
die Stromflüsse grösser als zwischen der 
Schweiz und italien. 

Betreffend Erdöl, dessen Produkte v.a. 
für individualmobilität und zum Heizen 
genutzt werden, sind die werte für die 
Schweiz wesentlich schlechter als bei der 
Stromversorgung. Erstens ist der Erdöl­
bedarf der Schweiz mit 39 % des Primär­
energiebedarfs im oECD­Vergleich hoch, 
was die Klimabilanz der Schweiz belastet. 
Die Versorgungssicherheit ist zweitens 
nur durchschnittlich. grosse Lager für 
Ölprodukte können zwar im Notfall den 
Verbrauch von mehr als einem Dritteljahr 
decken. Die Schweiz ist aber generell auf 
ein reibungsloses Funktionieren internati­
onaler Ölmärkte angewiesen, die geopoli­
tischen risiken unterworfen sind. Drittens 
weist der Erdölpreis eine hohe Volatilität 
und eine langfristig steigende Tendenz 
auf. 

Positiv in die gesamtbilanz fällt wieder­
um, dass Erdgas mit 12 % einen nur gerin­
gen Anteil am Primärenergiebedarf der 
Schweiz ausmacht. Einerseits schneidet 
Erdgas beim Klimaschutz schlecht ab. An­
dererseits gestaltet sich für die Schweiz 
die Versorgungssicherheit bei Erdgas eher 
schwierig, da sie zwar Transitland nach 
italien ist, aber mit der Transitgasleitung 
nur über eine Hauptimportleitung verfügt 
und keine möglichkeit zur gasspeiche­
rung besitzt. Zudem besteht eine geringe  
Diversifikationsmöglichkeit der Lieferanten,  
was die geopolitischen risiken erhöht. Bis­
her wurden die Probleme durch Substituti­
onsmöglichkeit mit Heizöl bei ca. 40 % der 
Verbraucher und durch Absprachen mit 
den ausländischen Versorgern verringert. 
Letztere können sich im Krisenfall aber als 
nichtig herausstellen, da nationale Vor­
gaben der EU­Staaten und der EU­Krisen­
reaktionsmechanismus der Versorgung 
des eigenen gebiets Vorrang einräumen.

Komfortabler Status quo
Bezüglich ihrer Energieversorgung befand 
sich die Schweiz bisher in einer vergleichs­
weise komfortablen Lage. insbesondere ihre 
Stromversorgung zeichnet sich heute durch 
sehr gute Klimaschutzwerte, aber auch 
durch hohe Versorgungssicherheit und 
wirtschaftlichkeit aus. Unter den industrie­
staaten weist die Schweiz, auch aufgrund 
ihrer wirtschaftsstruktur, die geringste Co2­
intensität der Volkswirtschaft auf. Die Pro­
Kopf­Emissionen sind zwar angesichts der 
hohen wirtschaftsleistung nicht ganz so 
überzeugend. Sie gehören aber immer noch 
zu den niedrigsten unter den industriestaa­
ten und betragen nur etwas mehr als die 
Hälfte der Emissionen eines Einwohners 
Deutschlands. Nicht berücksichtigt wer­
den dabei allerdings die Emissionen, die in 
den Einfuhren von wirtschaftsgütern in die 
Schweiz enthalten sind. 

Für das international hervorragende Ab­
schneiden der Schweizer Stromproduktion 
sind die Nutzung von wasser­ und Kern­
kraft verantwortlich, die beide Co2­arme 
Bandenergie beitragen. Die geographische 
Lage und infrastrukturelle Anbindung an 
die EU ermöglichen zudem den import 
von günstigem Kernkraftstrom aus Frank­
reich. Fossile Energieträger müssen so zur 
Stromerzeugung kaum verwendet werden, 
was auch die Versorgungssicherheit er­
höht. Zwar muss die Schweiz heute Kern­
brennstäbe importieren. Diese können 
aber im Zweifelsfall problemlos für einen 
langen Zeitraum bevorratet werden. Eine 
Knappheit von Uran, das für die Herstel­
lung von Brennstäben benötigt wird, ist 
wiederum nicht abzusehen. 

Herausforderungen hinsichtlich der Strom­
wirtschaft stellen sich gegenwärtig vor al­
lem auf der Ebene des Stromübertragungs­
netzes. Dieses muss dringend ausgebaut 
und erneuert werden, um die Versorgungs­
sicherheit zu gewährleisten. Die Einbin­
dung der Schweiz in den EU­Strommarkt 
stärkt zwar ihre Versorgungssicherheit, 

Fachbegriffe

Bandenergie: Teil der Stromnachfrage, die während des ganzen Tages nicht unterschritten wird
Spitzenenergie: Teil der Stromnachfrage, die zu Spitzenzeiten auftritt und rasch fluktuiert 
Regelleistung: Zusätzliche Kraftwerksleistung, die als Reserve zum Ausgleich von Schwankungen  
bei Angebot und Nachfrage oder Ausfällen bereitgehalten werden muss

Primärenergiebedarf: Gesamtnachfrage nach Energie, vor Umwandlung der Energieträger zu 
nutzbarer Energie
CCS: Abscheidung und Lagerung von CO2, erhöht den Brennstoffbedarf um ca. 10% 

GW: Gigawatt, 1 Mio. kW, Einheit für elektrische Leistung
TWh: Terawattstunden, 1 Mrd. kWh, Einheit für elektrische Arbeit
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soll der jährliche Stromverbrauch von 
heute 65 Twh in etwa gleich bleiben – ob­
schon bis dahin mit einem anhaltenden 
Bevölkerungswachstum, weiterem wirt­
schaftswachstum sowie einer Erhöhung 
des Verbrauchs der Pumpspeicherkraft­
werke um 6 Twh gerechnet wird. Auch soll 
Elektrizität aus Effizienzgründen vermehrt 
zur Erzeugung von Hauswärme und für 
den Transport genutzt werden und hier 
Erdöl verdrängen. im rahmen der Ener­
giestrategie soll die Bevölkerung vor allem 
den Verbrauch von fossilen Energieträgern 
verringern, wozu bereits hohe Lenkungs­
abgaben auf Treibstoffe diskutiert werden. 
Der Anteil von Elektrizität am Endenergie­
verbrauch soll so weiter zunehmen, der 
gesamtenergieverbrauch aber reduziert 
werden. Die derzeitige jährliche Steige­
rungsrate der Energieproduktivität müsste 
gemäss einer Studie des instituts für wirt­
schaftsstudien Basel mehr als vervierfacht 
werden, um dieses Ziel zu erreichen. 

Der grossteil der Stromeinsparungen von 
18,5 Twh soll in der wirtschaft erreicht wer­
den. Das erste massnahmenpaket erreicht 
jedoch nur maximal 39 % des Ziels, weshalb 
später mit weiterreichenden massnahmen 
zu rechnen ist. Die wirtschaft ist gemäss 
Branchenvertretern in der Lage, maximal 
7 Twh einzusparen. Zentral für die erwarte­
ten Einsparungen ist daher der Strompreis, 
der gemäss Energiestrategie durch die För­
derung von Erneuerbaren und Netzumlagen 
um mehr als das Zweieinhalbfache steigen 
soll. Da in Europa und weltweit unterschied­
liche Strompreisniveaus bestehen, müssen 
wahrscheinlich Ausnahmeregelungen für 
energieintensive Betriebe gewährt werden. 

Die wichtigste Veränderung des Strom­
angebots ist der Ausbau erneuerbarer 
Energien, deren Subventionierung mit einer 
Einspeisevergütung erfolgt. Diese wirkt sich 
nicht auf die Börsenpreise für Strom aus, 
sondern wird direkt auf die Verbraucher 
in der Schweiz abgewälzt. Der Ausbau der 
wasserkraft ist aufgrund ihrer (begrenz­
ten) Bandenergiefähigkeit und der gerin­
gen Lebenszyklus­Co2­Emissionen zwar  
wünschenswert, hat aber nur noch gerin­
ges Ausbaupotential von ca. 4 Twh. Auch ist 
widerstand der Lokalbevölkerung und von 
Umweltschutzgruppen gegen grossprojek­
te in diesem Bereich absehbar. 

Eine grosse rolle soll hingegen Solarstrom 
spielen. Die Photovoltaik soll bis 2050 auf 
ca. 9,5 gw Leistung (mehr als sieben Kern­
kraftwerke vom Typ Leibstadt) ausgebaut 
werden. Da Solarpanels nur wenige Stun­

Süddeutschland unterbrochen wurde. Da 
die mehrzahl dieser Kraftwerke nicht für 
einen ersatzweisen Betrieb mit Erdöl aus­
gerüstet war, drohte die Stromversorgung 
Süddeutschlands zusammenzubrechen. Ein­
mal mehr wurden dabei die geopolitischen 
risiken der Erdgasversorgung offenkundig. 
Zu sehr ist Europa hier von wenigen Liefe­
ranten abhängig. mit dem Aufbau neuer 
Versorgungsbeziehungen aus geopolitisch 
fragilen regionen tut sich die EU nach wie 
vor schwer, wie die bisher erfolglosen Bemü­
hungen um zentralasiatisches Erdgas zeigen. 

Umbau mit Opportunitätskosten
mit dem Ausstieg aus der Kernkraft wird 
ein grundpfeiler der Co2­armen Stromver­
sorgung der Schweiz verschwinden. Zudem 
laufen die Bezugsrechte für französischen 
Kernkraftstrom ab 2017 aus und können in 
dieser Form vermutlich nicht erneuert wer­
den. Schrittweise müssen daher bis zu 45 % 
der bandenergiefähigen Stromerzeugung 
entweder ersetzt oder eingespart werden. 
Die Herausforderungen in der Energieversor­
gung der Schweiz nehmen damit stark zu.

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen 
setzt die Energiestrategie 2050 des Bun­
desrats auf verschiedene Pfeiler: So soll die 
Energieeffizienz zur Verringerung des Ver­
brauchs gesteigert, der Ausbau der wasser­
kraft und der neuen erneuerbaren Energien 
forciert sowie wenn nötig die fossile Strom­
produktion etwa durch Erdgaskombikraft­
werke angegangen werden. massnahmen 
für den ersten meilenstein bis 2020 sind 
bereits ausgearbeitet worden. Zwei weitere 
massnahmenpakete sollen 2020 und 2035 
folgen, um die Ziele bis 2050 zu erreichen. 
Dabei wird die Eingriffstiefe der massnah­
men vermutlich zunehmen. Schon das ers­
te massnahmenpaket wird aber Anlass zu 
intensiven Diskussionen geben. 

Die Vorstösse im Bereich Energieeffizienz 
etwa sind äusserst ambitioniert: Bis 2050 

zunehmend integrierten EU­Strommarkt 
aus. National unterschiedliche Strom mixe 
führten schon immer zu Preisdifferenzen 
an den Strombörsen: in Deutschland sorgt 
Kohle für günstige grundlastpreise, in 
Frankreich Kernkraftstrom, während italien  
aufgrund seiner Abhängigkeit von gas­
kraftwerken hohe Preise in Kauf nehmen 
muss. mehr markt in Europa geht heute 
aber nicht nur mit mehr hoheitlicher regu­
lierung von geschäftsbeziehungen einher, 
sondern paradoxerweise auch mit mehr 
direkten nationalstaatlichen Eingriffen. 
Diese haben Auswirkungen auf die Börsen­
preise und die Stabilität des europäischen 
Übertragungsnetzes, in das die Schweiz 
untrennbar eingebunden ist. Nationale 
Einspeisevergütungen zur Subventionie­
rung erneuerbarer Kapazitäten führen 
heute zu einer relativen Verringerung der 
grosshandelspreise an der Börse, da grosse 
Überkapazitäten finanziert werden. Dies 
entwertet bestehende Kraftwerke und 
führt dazu, dass Kraftwerke zur Erzeugung 
von Spitzenenergie nicht mehr rentabel 
betrieben werden können. Dies wiederum 
verringert die Zuverlässigkeit der Strom­
versorgung insbesondere bei Verbrauchs­
spitzen im winter. italien hat dies bereits 
dazu veranlasst, auch fossile Kraftwerke 
zu subventionieren, während Deutschland 
über eine solche Subvention in Form von 
«Kapazitätsmärkten» nachdenkt. 

Drittens wird Erdgas für die Versorgungs­
sicherheit im rahmen des europäischen 
Stromnetzes immer bedeutsamer. EU­Staa­
ten wie Deutschland oder Österreich sehen 
die verstärkte Erzeugung von Elektrizität in 
gaskraftwerken vor. Damit wird eine neue 
risikokaskade begründet, da Versorgungs­
probleme beim Erdgas direkt auf die Stabi­
lität des Stromnetzes übergreifen können. 
Dies zeigte sich beispielsweise im Februar 
2012 deutlich, als russland seine Lieferver­
pflichtungen nicht erfüllte und in der Folge 
die Versorgung mehrerer gaskraftwerke in 

Stromerzeugung und -verbrauch gemäss «Energiestrategie 2050»
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den am Tag Strom produzieren, wird damit 
eine jährliche Stromerzeugung von lediglich 
ca. 10 Twh erreicht. Die windenergie soll 
mit insgesamt 800 Anlagen weitere 4 Twh 
pro Jahr produzieren. insbesondere die Pho­
tovoltaik weist aufgrund des hohen ma­
terial­ und Energiebedarfs der Produktion 
sehr hohe gestehungskosten auf. Auch die 
Co2­Emissionen im Lebenszyklus betragen 
das Zweifache der Kernkraft. Für die Versor­
gungssicherheit wiederum ist das stochasti­
sche Auftreten von Sonnen­ und windstrom  
ein grosses Problem. Die notwendige Verste­
tigung des Stromflusses setzt Speichermög­
lichkeiten voraus und verursacht weitere 
Speicher­ und Netzkosten.

Für die Verstetigung der wetter­ und licht­
abhängigen Erneuerbaren ist die Schweiz 
mit ihren Speicher­ und Pumpspeicher­
kapazitäten zwar wesentlich besser gerüs­
tet als andere Länder. Die diesbezüglichen 
möglichkeiten sind jedoch auch in der 
Schweiz begrenzt. So kann der Solarstrom 
im Sommer, wenn tagsüber mehr produ­
ziert als verbraucht wird, gespeichert und 
nachts zur Stromerzeugung genutzt wer­
den. Schwankungen in der Erzeugung kön­
nen durch die spitzenlastfähigen wasser­
kraftwerke auch gut ausgeglichen werden. 
Aufgrund der begrenzten grösse der reser­
voirs ist jedoch ein Umspeichern grös serer 
mengen Solarstrom vom Sommer in den 
winter kaum möglich. Auch sind Solar­
energie und wasserkraft positiv verkop­
pelt, da geringere Sonneneinstrahlung im 
winter in weniger Solarenergie und weni­
ger wasserkraft resultiert. während es im 
Sommer in der Schweiz damit tendentiell 
– wie auch in Deutschland und italien – zu 
Stromüberschüssen kommt, können die 
Erneuerbaren im winter nicht genügend 
Strom liefern. in diesem Zusammenhang 
haben manche Experten und Energieak­
teure angeregt, als Abhilfe vermehrt wind­
kraftstrom aus Deutschland zu importie­
ren. Dies würde allerdings einen massiven 
Ausbau der Übertragungsnetze vorausset­
zen. Auch müsste in Deutschland in gleich­
stromübertragung investiert werden, um 
Übertragungsverluste zu reduzieren.
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Die Schweiz wird demnach mit dem 
Atomausstieg kaum um den Einstieg in die 
fossile Stromproduktion herumkommen, 
um Bandenergie und auch regelenergie 
bereitzustellen. Die Energieszenarien des 
Bundesrats gehen von bis zu sieben Erd­
gaskombikraftwerken aus. Die vorgesehe­
ne integration von Strom­ und gasversor­
gung bringt dabei neue Versorgungsrisiken 
mit sich, da die Anforderungen an die gas­
versorgungssicherheit zunehmen. Neben 
einer Erhöhung der geopolitischen risiken 
durch den steigenden gasbedarf müssen 
auch herkömmliche technische Ausfallrisi­
ken berücksichtigt werden. Die Versorgung 
der Kraftwerke muss jederzeit gewährleis­
tet werden können. 

Dabei sind zwei Auswege denkbar: Die 
Ausstattung der Kraftwerke mit einem 
Erdölbrenner zur Substitution oder die 
gasspeicherung. Ersteres wäre sicher die 
bessere option, erhöht aber die Kapital­
kosten und den Platzbedarf der Kraftwer­
ke. Die möglichkeit zur gasspeicherung 
wiederum würde den Bau eines Erdgas­
speichers in der Schweiz bedingen, was 
sehr kostspielig wäre. Alternativ wäre ein 
entsprechendes Abkommen mit der EU 
zur Erdgasspeicherung und Notversor­
gung denkbar. Der Zugriff auf gasspeicher 
in der EU wäre momentan technisch zwar 
möglich. Angesichts der gasmarktlibera­
lisierung kann die Schweiz jedoch keine 
Speicherkapazität dauerhaft für sich reser­
vieren. Eine Übernahme der EU­Vorschrif­
ten im gasbereich wäre eine denkbare 
Lösung. Dies würde der Schweiz aber die 
Pflicht auferlegen, ihre Versorgung auch 
aufrechterhalten zu können, wenn der 
import aus Deutschland ausfällt. Hierzu 
müsste die Schweiz beispielsweise die 
Flussrichtung in der bestehenden Transit­
gasleitung umkehrbar gestalten. 

Erdgaskraftwerke sind zudem wirtschaft­
lich problematisch. Die Brennstoffkosten 
sind in Europa weiterhin zu hoch, um diese 
rentabel betreiben zu können. Auch in der 
Schweiz könnten daher weitere staatli­
che Subventionen notwendig werden, um 

die nötigen investitionsanreize zu geben. 
Für die Klimaschutzziele der Schweiz sind 
gaskraftwerke aufgrund ihrer hohen Co2­
Emissionen ebenfalls ein Problem. Diese 
Emissionen werden derzeit nur unter dem 
Kostenaspekt diskutiert, wobei der An­
schluss an das – wenig funktionstüchtige –  
EU­Emissionshandelssystem als Ausweg 
vorgeschlagen wird. Die sehr gute Co2­
Bilanz der Schweiz wird aber in jedem Fall 
getrübt werden. Vermiedene Emissionen 
sind immer noch besser als der Einkauf 
von Zertifikaten, die kaum den wirklichen 
Preis von Co2 widerspiegeln können. Als 
Vermeidungsoption wäre zwar die Technik 
Carbon Capture and Storage (CCS) denkbar. 
Diese Technik ist jedoch noch in der Erpro­
bungsphase und entsprechend kostspie­
lig. Zudem hat sie mit gesellschaftlichen  
Akzeptanzproblemen zu kämpfen. 

mit dem Ausstieg aus der Kernkraft elimi­
niert die Schweiz lokal ein risiko, das durch 
eine äusserst geringe Eintrittswahrschein­
lichkeit, aber potentiell katastrophale 
gesellschaftliche Konsequenzen gekenn­
zeichnet ist. Die Langzeitrisiken der Kern­
energie, die sich aus dem Strahlenmüll er­
geben, werden mit dem Ausstieg hingegen 
nicht gelöst, sondern höchstens verringert. 
Über die Bewertung der mit Kernenergie 
verbundenen risiken besteht keine Einig­
keit, letztlich geht es hier um eine Frage 
gesellschaftlicher werturteile. mit der 
Entscheidung zum Atomausstieg sind je­
doch beträchtliche opportunitätskosten 
verbunden. gut möglich, dass eine atom­
stromfreie Schweiz sowohl hinsichtlich 
der Sicherheit, als auch bezüglich der wirt­
schaftlichkeit und der Klimaverträglichkeit 
der Energieversorgung Abstriche machen 
muss. Zudem erscheint das risiko beträcht­
lich, dass die vom Bundesrat gesteckten 
Ziele bezüglich Energieeffizienz nicht er­
reicht werden und daher weitere fossile 
Stromerzeugung notwendig wird. Auch der 
Öl­ und gasverbrauch wird nur schwer im 
vorgesehenen Ausmass zu reduzieren sein, 
solange politisch kein Konsens über die  
Lösung der Verteilkonflikte herrscht. 

Stromerzeugung: Klimaverträglichkeit und Wirtschaftlichkeit


